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Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft 

 

VERPFLICHTUNGSREKLÄRUNG DER VORSTANDSMITGLIEDER  

NACH § 25 ABSATZ 3 SATZ 1 NR. 9 STABILISIERUNGSFONDSGESETZ  

gegenüber dem 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 

vertreten durch die Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH 

 

_________________________________________ 
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Präambel 

(1) Die Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft ist eine Aktiengesellschaft (AG) nach deut-

schem Recht, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Köln unter Register-

nummer HRB 2168 und geschäftsansässig Venloer Straße 151 – 153, 50672 Köln (nach-

stehend Gesellschaft bzw. Unternehmen). Gegenstand des Unternehmens ist der Luft-

verkehr im In- und Ausland und der Betrieb von mit der Luftfahrt und ihrer Förderung 

unmittelbar oder mittelbar zusammenhängenden oder verwandten Geschäften und Ein-

richtungen. 

(2) Das Unternehmen beabsichtigt, Stabilisierungsmaßnahmen in Form einer Rekapitalisie-

rung des Unternehmens gemäß § 22 Stabilisierungsfondsgesetz in Anspruch zu nehmen. 

(3) Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) (Fonds), vertreten durch die Bundesrepublik 

Deutschland – Finanzagentur GmbH (Finanzagentur), beabsichtigt dem Unternehmen 

wie in dem Rahmenvertrag zur Gewährung von Stabilisierungsmaßnahmen (Rahmenver-

trag) vereinbart, eine Rekapitalisierung in Höhe von insgesamt EUR 6.000.000.000 (in 

Worten: sechs Milliarden Euro) durch Leistung der folgenden Stabilisierungsmaßnahmen 

zu gewähren: 

(i) Stille Einlage I: Der Fonds beabsichtigt, dem Unternehmen eine stille Einlage 

mit Verlustbeteiligung in Höhe von EUR 4.693.955.673,60 (Stille Einlage I) ge-

mäß § 230 HGB und § 10 WStBG nach Maßgabe der Anlage 1 zum Rahmenver-

trag zu gewähren (Stille Gesellschaftsvertrag I). 

(ii) Stille Einlage II: Der Fonds beabsichtigt, dem Unternehmen eine weitere stille 

Einlage ohne Verlustbeteiligung in Höhe von insgesamt EUR 1.000.000.000,00 

(Stille Einlage II) gemäß § 230 HGB und § 10 WStBG nach Maßgabe der Anla-

ge 2 zum Rahmenvertrag zu gewähren (Stille Gesellschaftsvertrag II). 

(iii) Aktienbeteiligung: Der Fonds beabsichtigt, sich im Wege einer Barkapitalerhö-

hung durch Zeichnung von 119.548.565 neuer Aktien am Grundkapital der Ge-

sellschaft zum Ausgabepreis von EUR 2,56 zu beteiligen (Aktienbeteiligung). Zu 

diesem Zweck wird die Gesellschaft eine ordentliche Kapitalerhöhung ohne Be-

zugsrecht vornehmen, in deren Rahmen das Grundkapital der Gesellschaft von 

EUR 1.224.177.297,92 um EUR 306.044.326,40 auf EUR 1.530.221.624,32 er-

höht wird (Kapitalerhöhung).  

((i) bis (iii) die Stabilisierungsmaßnahmen). 
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§ 1 

Bedingungen und Auflagen 

(1) Allgemeines 

(i) In dem Rahmenvertrag hat der Fonds mit dem Unternehmen eine Reihe von 

Bedingungen und Auflagen vereinbart. Diese Bedingungen und Auflagen gelten 

– soweit nachstehend oder im Rahmenvertrag nicht anders angegeben – je-

weils ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses im Rahmen (i) der Stabilisie-

rungsmaßnahmen und/oder (ii) der von der Gesellschaft in Anspruch genom-

menen KfW Finanzierung aus dem Sonderprogramm 2020 bis zur Stabilisie-

rungsbeendigung.  

(ii) Stabilisierungsbeendigung bezeichnet nach näherer Maßgabe des Rahmenver-

trages den Zeitpunkt, wenn  

(a) sämtliche Zahlungspflichten der Gesellschaft aus und im Zusammen-

hang mit der Stille Einlage I und der Stille Einlage II vollständig erfüllt, 

zurückgezahlt bzw. abgelöst oder durch Einbringung oder auf andere 

Weise vollständig beendet worden sind und  

(b) der Fonds die Aktienbeteiligung (einschließlich etwaiger zusätzlicher 

Aktien, die der Fonds in Ausübung der Wandlungsrechte für die Stille 

Einlage II sowie im Rahmen zukünftiger Kapitalerhöhungen erworben 

hat) vollständig an Dritte veräußert hat.  

(iii) Dies vorausgeschickt, verpflichtet sich das Unternehmen gegenüber dem 

Fonds gemäß dem Rahmenvertrag insbesondere zur Einhaltung der nachste-

hend aufgeführten Bedingungen und Auflagen.  

(iv) Soweit sich aus den nachstehend aufgeführten Bedingungen und Auflagen 

Verpflichtungen des Unternehmens oder von anderen Gruppengesellschaften 

ergeben, stehen diese Verpflichtungen unter dem Vorbehalt der rechtlichen 

Zulässigkeit. Soweit sich das Unternehmen verpflichtet, dass die Gruppenge-

sellschaften bestimmte Handlungen vornehmen oder unterlassen, beschrän-

ken sich diese Verpflichtungen auf die tatsächliche und rechtlich zulässige 

Möglichkeit, ein entsprechendes Verhalten der Gruppengesellschaften zu er-

wirken. 

(v) Gruppe bezeichnet das Unternehmen und seine voll konsolidierten mittelba-

ren und unmittelbaren Tochtergesellschaften innerhalb und außerhalb des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraumes (EWR) (jeweils eine Gruppengesellschaft). 

(2) Verwendung der aufgenommenen Mittel 

(i) Mittelverwendung: Die im Rahmen der Stabilisierungsmaßnahmen aufge-

nommenen Mittel dienen dem Interesse des Bundes an der Überwindung von 

Liquiditätsengpässen und der Sicherstellung der Rahmenbedingungen für eine 

Stärkung der Kapitalbasis der Gesellschaft und ihrer Konzerngesellschaften.   
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(ii) Steueroasen: Die Gesellschaft verpflichtet sich, dass im Rahmen der Stabilisie-

rungsmaßnahmen vom Fonds gewährte Mittel nicht an Gruppengesellschaf-

ten, die in Nicht-kooperativen Jurisdiktionen ansässig sind, übertragen werden; 

dies gilt nicht für Gruppengesellschaften, die Operativ Tätige Unternehmen 

sind und in Nicht-kooperativen Jurisdiktionen ansässig sind. Operativ Tätige 

Unternehmen bezeichnen Unternehmen, die (i) Leistungen zur Aufrechterhal-

tung oder zur Unterstützung der Flugbetriebe des Unternehmens oder seiner 

Tochtergesellschaften sowie der weiteren Geschäftssegmente der Gruppe er-

bringen, (ii) hierfür Mitarbeiter einsetzen und (iii) nicht lediglich Finanztransak-

tionen durchführen.      

(3) Geschäftspolitik der Gruppe 

(i) Solide und umsichtige Geschäftspolitik: Die Gesellschaft verpflichtet sich, ihre 

Geschäftspolitik und deren wirtschaftliche Nachhaltigkeit zu überprüfen. Die 

Gesellschaft wird alle objektiv zumutbaren Anstrengungen unternehmen, dass 

die Gruppe eine solide und umsichtige Geschäftspolitik betreibt. Ferner wird 

die Gesellschaft alle zumutbaren und nach ordentlichen und gewissenhaften 

kaufmännischen Maßstäben sinnvollen Anstrengungen bezüglich der Einhal-

tung der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit unternehmen. 

(ii) Grüne und digitale Transformation: Die Gesellschaft wird sich nachdrücklich 

bemühen, mit den Mitteln aus den Stabilisierungsmaßnahmen ihre Aktivitäten 

in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Europäischen Union und nationa-

len Verpflichtungen im Zusammengang mit der grünen und digitalen Trans-

formation, einschließlich der Vorgabe der Europäischen Union bezüglich der 

Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2050 zu fördern.  

(4) Maßnahmen zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

(i) Slot-Abgabe an Wettbewerber: Die Gesellschaft wird die Zusagen der Bundes-

republik Deutschland gegenüber der EU-Kommission hinsichtlich der Abgabe 

von Slots an Wettbewerber an den Flughäfen Frankfurt am Main und München 

im Rahmen des rechtlich Möglichen vollständig und fristgemäß umsetzen.  

(ii) Verbot des Erwerbs von anderen Unternehmen: Die Gesellschaft verpflichtet 

sich, solange nicht mindestens 75% der Summe der Stille Einlagen I und II und 

der Aktienbeteiligung erfüllt, zurückgezahlt bzw. abgelöst, veräußert oder 

durch Einbringung oder auf andere Weise vollständig beendet sind, keine Be-

teiligung von mehr als 10 % an Wettbewerbern oder anderen Unternehmen im 

selben Geschäftsfeld, einschließlich vor- und nachgelagerter Geschäftstätigkei-

ten, zu erwerben. Unter außergewöhnlichen Umständen und unbeschadet der 

Fusionskontrolle darf das Unternehmen nach vorheriger Genehmigung durch 

die EU-Kommission eine Beteiligung von mehr als 10 % an vor- oder nachgela-

gerten Unternehmen in ihrem Geschäftsfeld erwerben, wenn die Übernahme 

erforderlich ist, um die Rentabilität des Unternehmens oder des Zielunterneh-

mens zu erhalten, und sofern kein anderer Käufer zur Verfügung steht. Die Ge-

sellschaft verpflichtet sich, solange nicht mindestens 75% der Summe der Stille 

Einlagen I und II und der Aktienbeteiligung erfüllt, zurückgezahlt bzw. abgelöst, 
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veräußert oder durch Einbringung oder auf andere Weise vollständig beendet 

sind, im Rahmen des rechtlich Zulässigen sicherzustellen, dass die Verpflich-

tungen dieses § 1(4)(ii) auch von den übrigen Gruppengesellschaften eingehal-

ten werden.  

(iii) Keine Quersubventionierung: Die Mittel aus den Stabilisierungsmaßnahmen 

dürfen nach näherer Maßgabe des Rahmenvertrages nicht zur Quersubventio-

nierung von Wirtschaftstätigkeiten der Gesellschaft oder einer Gruppengesell-

schaft verwendet werden, die bereits am 31. Dezember 2019 ein Unterneh-

men in Schwierigkeiten im Sinne der EU VO Nr. 651/2014 waren. Für derartige 

Wirtschaftstätigkeiten in der Gesellschaft selbst oder einer Gruppengesell-

schaft ist eine klare Kontentrennung einzurichten, mit der die Gesellschaft je-

derzeit nachweisen kann, dass die Stabilisierungsmaßnahmen diesen Wirt-

schaftstätigkeiten nicht zugutekommen. 

(5) Aufnahme weiterer Kredite 

Die Gesellschaft bedarf nach näherer Maßgabe des Rahmenvertrages für die Vereinba-

rung der Aufnahme von Fremdkapital oder Hybridkapital ab einem bestimmten Volu-

men der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Fonds.   

(6) Vergütungen 

(i) Ausgestaltung der Vergütung für Vorstandsmitglieder der Gesellschaft: Die 

Gesellschaft wird ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses im Rahmen des recht-

lich Zulässigen und vorbehaltlich entgegenstehender zwingender gesetzlicher 

oder bereits vor dem 21. Juni 2020 begründeter vertraglicher Pflichten der Ge-

sellschaft sicherstellen, dass für die einzelnen Mitglieder des Vorstands der Ge-

sellschaft folgende Vorgaben umgesetzt werden: 

(a) Ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses bis zur Stabilisierungsbeendi-

gung dürfen den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft (unter Einbe-

ziehung von etwaigen Konzernbezügen im Fall einer Doppelbeschäf-

tigung bei einer anderen Gruppengesellschaft) Boni, andere variable 

oder vergleichbare Vergütungsbestandteile nicht gewährt werden. 

Ebenso dürfen den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft bis zur Sta-

bilisierungsbeendigung Sonderzahlungen in Form von Aktienpaketen, 

Gratifikationen oder andere gesonderte Vergütungen neben dem 

Festgehalt, sonstige in das freie Ermessen des Unternehmens gestell-

te Vergütungsbestandteile und rechtlich nicht gebotene Abfindungen 

nicht gewährt werden.  

(b) Solange nicht mindestens 75 % der Summe der Stillen Einlagen I und 

II (einschließlich Kupons und etwaiger Zusatzvergütung) und der Ak-

tienbeteiligung erfüllt, zurückgezahlt bzw. abgelöst, veräußert oder 

durch Einbringung oder auf andere Weise vollständig beendet sind, 

darf kein Vorstandsmitglied der Gesellschaft eine Grundvergütung 

(unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbezügen im Fall einer 

Doppelbeschäftigung bei einer anderen Gruppengesellschaft) erhal-
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ten, die über die Grundvergütung des Vorstandsmitglieds zum 31. 

Dezember 2019 hinausgeht. Bei Personen, die zum Zeitpunkt der 

Stabilisierungsmaßnahmen oder danach (d.h. solange nicht mindes-

tens 75 % der Summe der Stillen Einlagen I und II (einschließlich Ku-

pons und etwaiger Zusatzvergütung) und der Aktienbeteiligung er-

füllt, zurückgezahlt bzw. abgelöst, veräußert oder durch Einbringung 

oder auf andere Weise vollständig beendet sind) Vorstandsmitglied 

werden, gilt als Obergrenze die niedrigste Grundvergütung eines Mit-

glieds des Vorstands in entsprechender Position zum 31. Dezember 

2019. 

(c) Die Gesellschaft wird darauf hinwirken, dass jedes Mitglied des Vor-

stands der Gesellschaft einen Verzicht von 20% der Grundvergütung 

für den Zeitraum bis zum 30. September 2020 erklären wird. 

(ii) Ausgestaltung der Vergütung für Organmitglieder von Wesentlichen Tochter-

unternehmen: Die Gesellschaft wird ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses im 

Rahmen des rechtlich Zulässigen und vorbehaltlich entgegenstehender zwin-

gender gesetzlicher oder bereits vor dem 21. Juni 2020 begründeter vertragli-

cher Pflichten der Gesellschaft sicherstellen, dass für die einzelnen Organmit-

glieder von Wesentlichen Tochterunternehmen folgende Vorgaben umgesetzt 

werden: 

(a) Die Gesellschaft wird im Rahmen des rechtlich Zulässigen sicherstel-

len, dass Boni, andere variable oder vergleichbare Vergütungsbe-

standteile (unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbezügen im Fall 

einer Doppelbeschäftigung bei einer anderen Gruppengesellschaft) 

der Organmitglieder der Wesentlichen Tochterunternehmen für den 

Zeitraum ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses bis zur Stabilisie-

rungsbeendigung entfallen. Wesentliche Tochterunternehmen sind 

Austrian Airlines AG, Brussels Airlines SA/NV, Eurowings GmbH, LSG 

Lufthansa Service Holding AG, Lufthansa Cargo AG, Lufthansa Technik 

AG und Swiss International Air Lines AG und deren jeweiligen Rechts-

nachfolger.   

(b) Solange nicht mindestens 75 % der Summe der Stillen Einlagen I und 

II (einschließlich Kupons und etwaiger Zusatzvergütung) und der Ak-

tienbeteiligung erfüllt, zurückgezahlt bzw. abgelöst, veräußert oder 

durch Einbringung oder auf andere Weise vollständig beendet sind, 

darf kein Organmitglied eines Wesentlichen Tochterunternehmen ei-

ne Grundvergütung (unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbezü-

gen im Fall einer Doppelbeschäftigung bei einer anderen Gruppenge-

sellschaft) erhalten, die über die Grundvergütung des Organmitglieds 

zum 31. Dezember 2019 hinausgeht. Bei Personen, die zum Zeitpunkt 

der Stabilisierungsmaßnahmen oder danach Vorstandsmitglied wer-

den, gilt als Obergrenze die niedrigste Grundvergütung eines Mit-

glieds des jeweiligen Organs in entsprechender Position bei den oben 

genannten Gesellschaften zum 31. Dezember 2019. 
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(iii) Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft: Solange nicht min-

destens 75 % der Summe der Stillen Einlagen I und II (einschließlich Kupons 

und etwaiger Zusatzvergütung) und Aktienbeteiligung erfüllt, zurückgezahlt 

bzw. abgelöst, veräußert oder durch Einbringung oder auf andere Weise voll-

ständig beendet sind, wird die Gesellschaft im Rahmen des rechtlich Möglichen 

und vorbehaltlich entgegenstehender zwingender gesetzlicher oder bereits vor 

dem 21. Juni 2020 begründeter satzungsmäßiger Pflichten der Gesellschaft si-

cherstellen, dass die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrates nicht erhöht 

wird. Die Gesellschaft wird im Rahmen des rechtlich Möglichen sicherstellen, 

dass ein erfolgsabhängiger Vergütungsbestandteil an die Mitglieder des Auf-

sichtsrates für den Zeitraum bis zur Stabilisierungsbeendigung nicht gewährt 

werden darf. Sofern erforderlich, werden Vorstand und Aufsichtsrat der Ge-

sellschaft der nächsten Hauptversammlung einen entsprechenden Beschluss 

zur Änderung der Vergütungsregelung für den Aufsichtsrat vorschlagen. 

(iv) Einzelvertragliche Umsetzung: Die Gesellschaft wird sich bemühen, die Vorga-

ben aus § 1(6)(i) und § 1(6)(ii) jeweils individualvertraglich mit den betreffen-

den Organmitgliedern oder durch Anpassung des Vergütungssystems umzuset-

zen. 

(7) Ausschüttung von Dividenden 

(i) Dividendenverbot: Vorstand und Aufsichtsrat des Unternehmens werden im 

Rahmen des rechtlich Zulässigen ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses bis zur 

Stabilisierungsbeendigung für das jeweils vorangegangene Geschäftsjahr (i) bei 

Feststellung des Jahresabschlusses den nach Gesetz und Satzung größtmögli-

chen Teil des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen, so-

weit nicht eine anderweitige Verwendung nach den Bestimmungen des Stille 

Gesellschaftsvertrags I und des Stille Gesellschaftsvertrags II vereinbart ist, und 

(ii) der Hauptversammlung der Gesellschaft keine Dividendenausschüttung, 

einschließlich in Form von Aktiendividenden, vorschlagen. Dies gilt nicht, so-

weit eine rechtliche Verpflichtung des Unternehmens zur Ausschüttung einer 

Dividende besteht. 

(ii) Aktienrückkäufe: Das Unternehmen wird nach näherer Maßgabe des Rahmen-

vertrages sein Kapital nicht herabsetzen, keine Aktien selbst oder durch ver-

bundene Unternehmen zurückkaufen und keine sonstigen, vertraglich oder ge-

setzlich nicht geschuldeten Leistungen an Aktionäre in ihrer Eigenschaft als 

solche leisten.  

(iii) Nicht obligatorische Kuponzahlungen, keine Rückkäufe von sonstigen Eigen-

kapitalinstrumenten: Das Unternehmen wird keine Kuponzahlungen oder 

sonstige Gewinnausschüttungen an andere Zahlungsempfänger als den Fonds 

leisten, zu denen es jeweils rechtlich nicht verpflichtet ist, und wird keine sons-

tigen Eigenkapitalinstrumente zurückkaufen. 

(iv) Geltung für Gruppenunternehmen: Das Unternehmen wird im Rahmen des 

rechtlich Zulässigen ab dem Tag des ersten Mittelzuflusses bis zur Stabilisie-

rungsbeendigung sicherstellen, dass die Verpflichtungen der § 1(7)(i), § 1(7)(ii) 
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und § 1(7)(iii) auch von den übrigen Gruppengesellschaften eingehalten wer-

den mit Ausnahme solcher Gruppengesellschaften, deren direkter oder indi-

rekter Alleingesellschafter das Unternehmen ist. Für diejenigen Gruppengesell-

schaften, die nicht direkt oder indirekt im alleinigen Anteilseigentum des Un-

ternehmens stehen, gelten die Verpflichtungen der § 1(7)(i), § 1(7)(ii) und § 

1(7)(iii) nicht, sofern das Unternehmen der betreffenden Gruppengesellschaft 

nach dem Tag des ersten Mittelzuflusses finanzielle Unterstützung per Eigen-

kapitalzuschuss oder Darlehen gewährt hat und alle übrigen Gesellschafter 

dieser Gruppengesellschaft mindestens gleiche finanzielle Unterstützungsleis-

tungen (pro rata und pari passu) gewährt haben. 

 

§ 2 

Verschiedenes 

(1) Veröffentlichung: Die Gesellschaft wird diese Erklärung unverzüglich ab dem Tag des 

ersten Mittelzuflusses auf ihrer Homepage und im elektronischen Bundesanzeiger veröf-

fentlichen und diese Erklärung ihren Aktionären dauerhaft und in geeigneter Form zu-

gänglich machen. 

(2) Salvatorische Klausel: Sollte eine Vertragsbestimmung ganz oder teilweise unwirksam 

oder unvollständig sein oder werden, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen oder unvollständigen Bestim-

mung tritt eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung 

in rechtlich zulässiger Weise am nächsten kommt bzw. die Bestimmung in Übereinstim-

mung mit dem mutmaßlichen Parteiwillen so gut wie möglich ergänzt.  

 

*****    Unterschriften auf der folgenden Seite    *****  
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Diese Verpflichtungserklärung wird von sämtlichen Mitgliedern des Vorstands im Namen der Deut‐

sche Lufthansa Aktiengesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrates abgegeben. 

Frankfurt am Main, den 29. Juni 2020 

Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft 

 

___________________________________ 

Carsten Spohr 

 

___________________________________ 

Christina Foerster   

 

___________________________________ 

Harry Walter Hohmeister 

 

___________________________________ 

Dr. Detlef Kayser 

 

___________________________________ 

Dr. Michael Niggemann 

 

 

Unterschriften im Original 


